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Wie ſoll der Staat die Rinder in den erſten 
Lebensjahren ſchützen?). 


Der moderne Culturſtaat ſchreſtet in der Exkennkuiß raſch 
worwärto, daß er der aufwachſenden Generation ganz beſonders feine 
Fürſorge widmen müſſe, weil von dieſer ſeine Zukunft abhängt. Vor 
Allem wird auegiebiger für die geiſtige Ausbildung geſorgt. Auch 
die Pflege des Körpers findet in der Errichtung von Turuanſtalten, 
in dem Schutze der Kinder in Fabriken mächtige Stüßen. Aber die 
wichtigſte und am mefften gefährdete Pertode des Lebens, die Zeit der 
erſten Kindbert, iſt bisher unch faſt gänzlich dem guten Willen und 
der Bildung der Eltern üuberlaffen geblieben. 

Es iſt eine unlängbare Thatſache, daß die Sterblichkeit des 
Menſchen in ſeinem erſten Lebensjahre am größten iſt. Zwanzig bis 
dreiſzig Percent der neugebornen Kinder ſterben unter einem Lebeus⸗ 
jahre. Und nirgends übt bie Eultur oder Uncultur, die Wohlhabenheit 
oder die Armulh einen jo maßgebenden Eiufluß anf das Lebensgeſchick, 
als gerade bel neugebornen Kindern. Uneheliche Kinder, welche meiſt 
der ärmeren Claſſe angehören und vor wie nach ihrer Geburt häuft 
in grauenhafter Weiſe vernachläſſigt werden, ſterben iu faſt noch ein» 


kwüßeſter Jugend anerzugeu. In gleſcher Weffe wird die Bevölkerung 
mäßig oder unmäßig, parſam oder verſchwenderiſch ſein, je nachdem 
das Kind nach der einen oder andern Richtung gewöhnt worden iſt. 
Da kann die Schule, welcher doch nur jehr wenige Hülfsmittel der 
Erziehung zu Gebete ſtehen, nicht Alles thun. In aſſen dieſen Rich⸗ 
tungen muß demnach der Staat gründliche Reformen anbahnen, wenn 


J Der Anfſaß ſtammt aus der Feder eines Laud⸗Bürgermneiſterg. 


er nicht allein die Gegenwart, 


„eine leider nur zu leicht überſprkugbare Schranke. 


ſondern auch die Zukunft geſichert 
wiſſen will. 

Das Kind ſollte eigentlich ſchun im Zustande des Embryo vom 
Staate in Schutz genommen werden. Bis jetzt ziehen nur die Straf⸗ 
geſetze durch die Strafandrohungen auf Ablreibung der Leibesfrucht 

Aber das zarte Leben 
des Kindes wird nicht erſt durch beftig wirkende Abtreibemittel ges 
fährdet; die ganze Lebenzlwelſe der Mutter wirkt auf deſſen Existenz 


[fo maßgebend ein, daß einige Ouätfehlen, das unzeitige Nehmen eines 


Bades u. dgl. unter Umſtänden ſchon tödtlich wirken lönnen. 

Iſt die Mutter außerehelich ſchwanger geworden, dann ft ſchon 
in den äußern DVerhältuffen derſelbeu an und für ſich die größte 
Gefahr fir das Daſetn des Kindes vorhanden. Ein aufmerkſames 
Durchgehen der Sterbeliſten einer Sladt Oeſterreichs, in welcher 50 
Pereent aller Kind ehelich erzengt worden, ergab, daß besonders 
Magde, Fabrilvarbeiterin⸗, Kellnexin⸗Kinder, wenn fie wirklich ausge: 
tragen werden, ſchon in den erſten Lebenstagen an allgemeiner Schwäche, 
an Atrophie, Fraiſen u. dgl. Krankheiten ſterben, welche eine unmit⸗ 
telbare Folge der körperlichen Anſtrengungen, der geiſtigen Nieder⸗ 
gedrücktheit und des Nahrungsmangels der Mutter find. 

Wir beſiizen keine Daten über Fehlgeburten in den erſten Lebens. 
monaten des Embryo Aber es iſt geradezu unverantwortlich, daſſ 
bisher nicht dafür geſorgt worden iſt. Die Hebammen, ſowie die 
Mülter müßten dazu verpflichtet werden, die Anzeige zu machen. 
wenn auch vielleicht von einer Nennung des Nameng deſſhalb abge⸗ 
ſehen werden könute, weil ſich ſonſt die Scham und das Ehrgefühl 
beſonders bei außexrehelich ſchwanger gewordenen Müttern zu ſehr da⸗ 
gegen ſträuben würden. 

Ferner ntüßten Mittel und Wege gefunden werden, Mägde, 
Taglöbneriumen, Arbeiterinnen u. dgl. arme Schwangere entweder durch 
Vekeinshilfe oder auch in Ermanglung dieſer durch öffeutliche Hilfe 
im Falle der Noth zu unterſtützen. Rechtzeitige ärztliche Hilfe, einige 
Portionen beſſere Koſt könnten das Leben manches noch ungebornen 
Kindes retten. 

Aber auch ehelich erzeugte Kinder find im embryonalen Zu⸗ 
ſtande vielen Gefahren ausgeſetzt. Häufig trägt die Uuwiſſenheit und 
Sorgloſigkeit der Mütter, oder auch die Rückſichtsfoſigkeit des Waters 
au der fausse couche Schuld. Belehrung und Controle durch verläß⸗ 
liche Hebammen wäre auch hier ſehr zu wünſchen. 

Wenn die Rahe die Trauung nur dann vornimmt, ſobald die 
Braut den Brautunterricht, der doch nur im Wiederholen gewiſſer 
Glaubensſatze und Gebetformeln beſteht, genoſſen hat, jo könnte der 
Staat mit noch viel mehr Grund von einer Braut die Kemutniß ber 
Behandlung des Kindes vor und nach der Geburt fordern und prü⸗ 
fen. Es wäre ungerechtferttgte Prüderte, wollte man die Unwiſſenheit 
der Brant auf Koſten der künftigen Generation aus Gründen der 
Sittlichkeit bis in die Zeit der Ehe hinein verlängern. Die Kenutniß 
der Eutwicklung des Kindes kann die Sittlichkeit nicht verlegen, und 
wenn es ſich um die Erhaltung künftiger Menschenleben handelt, 
dürfte eine mäßige Erweiterung des naturwiſſenſchaftlichen Honzontes 
des herangereiften Mädchens, ſelbſtverſtändlich unter voller Wah- 


tung der weiblichen Schambaftigfeit und Gedankenreinhett, ganz am 
Plate fein. 

Die Gefahren, welche dem Kinde in den erſten Lebenstagen nach 
der Geburt gewöhnlich bereitet werden, entſpringen hauptfächlich aus einer 
unverſtändigen Ernährungsweife, aus der Vernachläſſigung der nöthigen 
Reinlichkeit, aus ſchlechter Luft und mangelhafter Befleidung. In die⸗ 
fer Beziehung herrſchen unglaubliche Vorurtheile. Ja, der größte 
Blödſinn der Aftermediein und des Aberglaubens macht ſich hier wie 
nirgend fouſtwo auf Koſten des Kindeslebens breit. Wie viele Kinder 
muſſen in den erften Wochen an Entzündung oder Entartung der 
Eingeweide ſterben, well die Mütter denſelben allzu oft und zu un 
regelmäßig die Bruſt reichten. Wie viele andere, beſonders früh am 
wöhnte Kinder ſterben wegen unpaſſender Nahrnng. Verkühlungen 
kommen in keinem andern Lebensalter des Menſchen fo häufig vor, als 
gerade hier bei der eigenthümlich primitiven Bekleidung kleiner Kinder 

Wurde man bei Todesfällen kleiner Kinder die Todesurſachen 
und den Krankheitsverlauf amtlich genau unterſuchen, man würde 
erſtaunen, welche Sorgloſigkeit und welche Ungeſchicklichkeit in der 
Behandlung der Kinder ſeſbſt beſſerer Stäude bereichen. Wir wollen 
hier von den ſogenannten Engelmacherinnen und von den geſchäfts⸗ 
mäßigen Zietzmüttern unehelicher Kinder gar nicht ſprechen. Allein 
ſchon die wohlwollende Afterweisheit der Frau Baſen todtet jährlich 
eine nicht unbeträchtliche Anzahl armer, ſchutzloſer Menſcheuweſen. 

Wie ſoll da abgeholfen werden? Durch Belehrung und Con⸗ 
trole. Die Bezirksärzte ſollten ein ſchärferes Auge haben und beſonders 
die Wartung unehelicher Kinder controliren. 

Häufig lann bei unehelichen Kindern die Pflege deßhalb keine beſſere 
ſein, weil die Subſiſtenzmittel derſelben mangeln. Dem Berfaffer dieſer 
Zeilen (ft es mehr als einmal vorgekommen, daß uneheliche Kinder lange 
Zeit hindurch ohne Vormund blieben, weil die nach $ 189 des bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches zur Anzeige verpflichteten Perſonen und Behörden 
ihre Schuldigkeit zu thun verſäumten. Und wenn dann der Vormund 
den Vater gerichtlich auf Alimentation belaugte, war dieſer häufig nicht 
in der Lage, dem Kinde auch nur die nothdürftigſten Subſiſtenzmittel 
zu gewähren. Beſonders in den Gebirgsländern Oeſterreichs, wo die 
meiſten unehelſchen Kinder vorkommen, gilt es nicht einmal als un⸗ 
ehrenhaft, die Vaterspflichten nicht zu erfüllen. Die ganze Sorge für 
dat uneheliche Kind wird vielmehr der Mutter und den Verwandten 
berfefben überlaſſen. So kommt e8 dann, daß dieſe Kinder meiſtens 
ganz ohne Erziehung aufwachſen und ſich Generation für Generation 
in den Ausnahmsverhältniſſen der Eltern- und Familienlofigkeit befin⸗ 
den. Eine folche Bevölkerung kaun unmöglich geſunde Sitten, ge: 
ſunde Rechts- und Wirthſchaftszuſtände erzeugen 

Es wäre daher die oben eitirte Vorſchrift des allgemeinen bür⸗ 
gerlichen Geſetzhuches neuerlich zur Darnachachtung den bekreffenden 
Organen einzuſchärfen und andererfeitz ein Organ zu ſchaffen, welches 
die Erziehungs⸗ und Lebensverhaltniſſe der Kinder in den eriten 
Lebensjahren in das Auge faßt und fortwährend überwacht. 

Das Staatsintereſſe wie das Intereſſe der Eultur erheiſcht eine 
ſolche Maßregel, und die Koften, welche die Ausführung berjelben 
verurſachen könnte, würden ſich weit beſſer lohnen, als die Ko⸗ 
ſten für manche andere weniger dringende Verwaltungsmaßregeln. 
Wenn wir eine Aufſicht der Straßen und Eiſenbahnen, der Gewerbe 
und Fabriken, eine eigene Aufficht der Vereine und Verſammlungen, 
der Preſſe u. |. w. befiten, ſollten wir dann eine Aufſicht über das 
Loos ber Kinder, über den koſtbarſteir Schatz des Menſchendaſeing, 
eſrlbehren können? 


Mittheilungen aus der Praxis. 


a) Zur Frage, unter welchen Umſtänden ein e allgemeines 
Krankenhaus als Gemeinde- Auſtalt anzufehen ſei. 

h) Bedienſtete einer Anſtalt der Gemeinde find im Sinne der 
ſehn. als Bedienſtete der Gemeinde anzu⸗ 
chen. 


Bei der offentlichen Krankenanſtalt in D. beſtehen folgende 
Verhältuiſſe und Verwaltungseinrichtungen: 

Genuüß § 1 der Statuten der Rranfenanftalt hat die Stadt D. 
das Vermögen diefer Anſtalt aus Stiftungen einzelner Bürger, aus 


82 — 

dem Erträgniſſe einer hohen Orts genehmigten Lotterie, aus den Er⸗ 
trägniſſen von Bällen, Akademten und Theatervorſtellungen, daun end⸗ 
lich aus Beiträgen einzelner Perſonen zuſammengebracht. Vom Jahre 
1853— 1857 war die Anſtalt eine Privatanſtalk; mit Miniſterial⸗ 
erlaß vom 16. Auguſt 1859, 3. 10.226, wurde dieſelbe als allge⸗ 
meine öffentliche Krankenanſtalt erklärt. Das Krankenhaus, zu deſſen 
Bau die Gemeinde bedeutende Beträge geleiſtet, iſt Eigenthum der 
Auſtalt, doch hat die Gemeinde die Leitung und Verwaltung ſelbſt 
übernommen, die ſie durch einen zu dieſem Zwecke beſonders zuſam⸗ 
mengeſtellten Ausſchuß ausübt (§ 2). Nach § 3 beſteht dieſer Ver⸗ 
waltungsausſchuß: 1. aus dem Bürgermeiſter, 2. dem Stadtdechant, 
3. dem Anſtaltsarzte und 4. aus fünf Mitgliedern des Gemeinde⸗ 
Ausſchuſſes, die der letztere auf die Functionsdauer der Gemeinde⸗ 
Vertretung wählt Dieſer Ausſchuß hat aus ſeiner Mitte einen Ob⸗ 
mann und Obmannsſtellvertreter auf die Dauer der Function der 
Gemeindeverkretung zu wählen. Der Arzt der Anſtalt wird von der 
Gemeindevertretung nach Maßgabe der Gemeindeordnung gewählt 
{$ 5), deßgleichen der „Dekonomie⸗Verwalter“ ($ 6). Die Mitglieder 
des Verwaltungsausſchuſfes haben anszutreten, Sobald ihr Mandat im 
Gemeindeausſchuß erliſcht; der Arzt, Caſſier und Oefonomie⸗Verwalter 
gegen vierteljährſge Aufkündigung oder bei Dienſtesentlaſſung (§ 8). 
Nach Inhalt des § 15 der Statuten wird die Johrestechnung zus 
nächſt vom Director geprüft, dann dem Verwaltungsausſchuß zur 
Prüfung vorgelegt und hierauf an den Landesausſchuß eingeſendet. 
Rach $ 16 vertritt der Bürgermeiſter das Vermögen der Anſtalt, 
„welches der Gemeinde gehört“, und hat die Aufſicht über die Anftalt 
zu führen. Nach § 19 hat der Oekongmie⸗Verwaſter das Inventar zu 
führen und die Rechnung zuſammenzuſtellen und zu legen. Nach 9 22 
haftet für alle Erſätze aus der Verwaltung und aus den Rechnungen 
der Anſtalt zunächſt der Gemeindeausſchuß, beziehungswetſe die fönigl. 
Stadt D. ſelbſt, welche berechtigt iſt, ſich an dem Vermögen des 
Schuldtragenden zu regreſſircen. Gemäß § 26 der Statuten endlich 
behält ſich die Gemeinde vor, das Krankenhaus⸗Gebäude, wenn die 
Anſtalt einmal aufhören ſollte, für ihre Zwecke zu übernehmen. Aus 
ber gleichzeitig beſtätigten Inſtruction für den Oekonomie⸗Verwalter 
iſt zu entnehmen, daß derſelbe für feine Bemühung eine entſprechende 
jährliche Eutlohuung zu erhalten hat, welche der Verwaltungsausſchuß 
beftimmt; ferner daß derſelbe zunächſt dem Anſtaltsdirector unterſlehe 
($ N). Oerſelbe hat alle ökonomiſchen Angelegenheiten zu beſorgen, 
alle Einkäufe zu machen und darüber Rechnung zu legen. 

Anton F., welcher Oefonomſe-Verwalter der offentlichen 
Krankenanſtalt in O., daſelbſt ausübender Arzt und nebenbei auch von 
der Gemeinde gegen Beſtallung aus den Sladtrenten beſtellter Stadt⸗ 
wundarzt iſt, wurde ber der Neuwahl der Gemeindeverkretung im 
December 1870 in den Gemeindeausfchuß von D. gewählt. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat die auf F. gefallene Wahl im 
Grunde des § 31 der Gemeinde» Wahlordnung außer Kraft geſetzt, 
weil die allgemeine öffentliche Krankenanſtalt in D. nach Maßgabe 
der Statuten eine Gemeindeanſtalt ſei, deren Leitung und Verwaltung 
die Gemeinde beſorge, und weil F. hiernach als Oekonomie⸗Verwalter 
ein Bedienſteter der Gemeinde, und gemäß § 11 G. W. O.“) von der 
Wählbarkeit ausgenommen ſei. 

Gegen diefe Entſcheidung machte F. im Statthaltereirecurſe 
geltend: daß das Krankenhaus in D. eine allgemeine, öffentliche und 
ſomit keine Gemeinbeanftalt ſei; daß nicht der Gemeindeausſchuß, 
ſondern ein beſonderer Verwaltungsausſchuß dieſe Anſtalt leite, welcher 
die Rechnungen dem Landesausſchuſſe und nicht der Gemeinde D. 
votlege; daß der Oekonomie⸗Verwalter nach den Statuten nicht dem 
Gemembenozfteher, ſondern dem Krankenhausdirector unterſtehe, und 
daß deſſen Entlohnung nicht von der Gemeinde, ſondern dem 
Krankenhausverwaltungsausſchuß beſtimmt, und nicht aus den Ge⸗ 
meindereuten, ſondern aus den Mitteln der Krankenanſtalt berichtigt 
werde, und daß endlich Recurrent als Beſtallungsarzt durch die ande 
drückliche Beſtimmung des Punktes 2, Alin. 2 dez g 11 G. W. O.“) 
bezüglich jener Wählbarkeit geſchüßzt jet. 

Die Statthalterei hat dem Recurſe keine Folge gegeben, „weil 
ungeachtet des Umſtandes, daß die in den $$ 31, 32, 33, 41, 67, 


8 11, P. 2 der Gemeinde, Mahlorbnung für Böhmen rom 16. April 
1804 bestimt; „Ausgenommen von der Wählkerteit finb: bie Bebienfteteu der Ge⸗ 
meinde, fo fange fie ſich im wirklichen Dienſte derſelben Befinden sc.“ 

) Giiirter Abſaz lautel: „Bezüge, welche Geſtliche, Aerzte, Lehrer und 
Rechteannialte von der Gemeinde erhalten, machen fie der Wäßlborkeft nicht verluftig.“ 
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72 G. O. normirten Befugniſſe des Gemetndeausſchuſſes über die 
Gemeindeanſtalten in Rückſicht der Krankenanſtalt in D vom Ge⸗ 
meindeausſchuſſe nur mittelbar durch ein 7gliedriges Verwaltungsorgan 
ausgeübt werden, der Charakter der Krankenanſtalt als Gemeindeanſtalt 
inſofern unverkennbar ſei, als dem Gemeindeausſchuſſe nach den An⸗ 
ſtaltsſtaluten die Wahl des Anftaltsarztes, Verwalters und Caſſiers, 
ſowie die Erſagpflicht für die aus der Verwaltung und Rechnungs⸗ 
führung der Anſlalt hervorkommenden Anſtände und im Falle ber 
Auflöfung der Anftaft die freie Verfügung mit dem Vermogen der⸗ 
ſelben, ſowie ferner dem jeweiligen Gemeindevorſteher die Vertretung 
des Anſtaltsvermögentz vorbehalten worden iſt. Bei dieſer Sachlage 
müſſe die Stellung des vom Gemeindeausſchuſſe ernannten Oekonomie⸗ 
Verwalters des gedachten Krankenhauſes, wenngleich derſelbe nach den 
Statuten zunächſt der Controle und Leitung des Anſtaltsdirectors un⸗ 
derfieht, umſomehr als eine den Gemeindebedienſteten „analoge“ an 
geſehen werben, als in Ermanglung beſonderer ſtatutariſcher Beſtim⸗ 
mungen über die Enklaſſung der Anſtaltsbeamten dieſes Recht als die 
böchſte Disciplinargewalt offenbar gleich dem Ernennungsrechte nur 
von dem Gemeindeausſchuſſe ausgeübt werden könne“, 

Im Minniſterialrecurſe macht F. geltend, daß die Statthalterei 
die Stellung des Recurrenten ſelbſt nur als eiue dem Verhältniſſe 
eines Gemeindebedienſteten „analoge“ bezeichne, während der $ 11 
G. W. D. im Abs. 2 nach feinem Wortlaute eine „wirkliche Bebienftung“ 
bei der Gemeinde vorausſeze. In D. hätten die eigentlichen Ge⸗ 
meindebedienſteten Anſpruch auf eine Penſton, nicht aber der Oekono⸗ 
mie⸗Verwalter des Krankenhauses, ber nur eine jährliche Remunera⸗ 
tion beziehe, und daher für keinen wirklichen Gemeindebedienſteten ge⸗ 
halten werden könne Daß Krankenhaus ſei noch beſonders beffall 
keine Gemeindeanſtalt, weil dasſelbe von der Gemeinde nicht beliebig 
aufgelaſſen werden könne, der Beſtand desſelben daher auch nicht vom 
Willen der Gemeindevertretung abhängig iſt. 

Das Miniſterium des Smuern hat mit Entſcheidung vom 
31. März 1871, 3.1508, dem Recurſe keine Folge gegeben, „weil 
die öffentliche allgemeine Kraukeuanſtall i D. nach dem halle der 
Statuten als eine Gemeindeanſtalt im Sinne der Beſtimmungen der 
$$ 91, 32, 33, 41, 67 und 72 G. O. ſich darſtellt, weil Recurrent 
in ſeiner Eigenſchaft als Oekonomie Verwalter dieſer Krankenanſtalt 
nach Maßgabe der Beſtimmung des § 33 G. O. als ein Bedienſteter 
der Gemeinde angejehen werden muß, und demſelben daher bie Wähl⸗ 
barkeit in der Gemeinde D. im Hinblick auf die Beſtimmung des 
$11, P 2, Alm. 1 G. W. O. nicht zuerkannt werden kann“. 

Fur die Miniſterialentſcheidung waren folgende Motive maß⸗ 

ebend: 

8 Nach den ftatutarifchen Beſtimmungen erſcheint es unzweffelhaft, 
daß die Krankenanftalt in D. eine Gemeindeanſtalt im Sinne der $$ 31, 
32, 33, 41, 67 und 72 G. O.“) fei, und daß F. in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Oekonomie⸗Verwalter der Krankenanſtalt, als welcher er eine 
jährliche Entlohnung zu erhalten hat und Rechnung legen muß, ein 
„Bedienſteter dieſer Gemeindenſtalt“ ſei. Nach dem Wortlaut 
des § 83 der Gemeindeordnung iſt aber das Perſonale der Gemeinde⸗ 
anftalten den im $ 32 bezeichneten Gemeindebeamten und Dienern 
gleich gehalten, daher Dr. F. in feiner Eigenſchaft als Oekonomie⸗ 
Verwalter unter die im § 11 ber Gemeinde⸗Wahlordnung bezeichneten 
„Bedienſteten der Gemeinde“ fällt. Es iſt weder in einer Beſtim⸗ 
mung der Gemeindeordnung oder Gemeinde⸗Waßlordnung, noch im 
allgemeinen Sprachgebrauche begründet, den Begriff „Bedienſtete der 
Gemeinde“ auf jene Perſonen zu reſtringiren, die einen Penſions⸗ 
anſpruch gegenüber der Gemeinde haben. Der letztere Umſtand, der 
nur bei ſehr wenig Gemeinden eintritt, iſt in Bezug auf die Tendenz 
des § 11 G. W. O. ganz bedeutungsloßs; das Weſentliche in der 
Stellung eines Gemeinbehebienfteten liegt nur darin, daß Jemand 
dauernd Geſchäfte der Gemeinde gegen Entlohnung beſorgt, der 
Gemeinde und deren Orgauen hierbei untergeordnet und eventuell zur 
Rechnungslegung und Grfapleiftung verpflichtet iſt, welche Umſtäude 
alle bet F. eintreten. ch. 


J Eine Begriffsbefuümmung deſſen, was als „Anſtokt der Gemeinde“ im 
Shune der eitielen Pertraltungabeſtimmungen anzufehen fei, enthält die Gemeinde. 
ordnung nicht. Wohl aber werden die „Anftalten der Gemeinde“ von dent 
„Haushalke der Gemernde“ in engeren Sinne ausdrücklich unterschieden 


In Folge eines im Sinne Art. XVI, Alin. 2 des Gemeinde⸗ 

Grundgeſetzes vom 5. Marz 18a gegen eine Verfügung des 

Gemeindevorſtehers au die politiſche Behörde gerichteten Recurſes 

wird dieſe Behörde e in der Sache zu ent⸗ 
heiden. 


Franz D., Beſitzer eines neugebauten Hauses Nr. 184 zu St. P., 
brachte bei der dortigen Gemeinde eine Beſchwerde dahin ein, daß 
feine Hauptmauer durch die anſtoßende Seukgrube des Hauſes Nr. 189 


der Francisca B. Schaden leide, indem der Inhalt der Senkgrube 


durch feine Manern durchdringe, wodurch der Bauzuſtaud des Hauſes 
gefährdet und auch ein ſanitärer Uebelſtand geſchaffen werde 

Ueber Autrag der Bauſection der Gemeinde erließ der Gemeinde⸗ 
vorſteher an Francigca B. den ſchriftlichen Auftrag, die fragliche Senk⸗ 
grube mit einer 18 Zoll dicken Mauer, in hydrauliſchen Kalk gelegt, 
und mit einer waſſerdichten Sohle zu verſehen. 

Francisca B. recurrirte gegen dieſen Aufkrag an die Bezirks⸗ 
Hanplmannſchaft. Letztere erklärte ſich aber zur Entſcheidung nicht 
berufen, „weil es ſich hier nicht um die Anwendung einer Beſtim⸗ 
mung der Bauordnung, welche nur auf Neubauten Anwendung finde, 
handelt, ſondern um ein läugſt beſtehendes Object, und um eine ſani⸗ 
tre Verfügung; der in Beſchwerde gezogene Auftrag fei eine im 
eigenen Wirkungskreiſe der Gemeinde gelegene fanitäire Verfügung, 
gegen welche die Berufung nach § 39 des Gemeindegeſetzes an den 
Gemein deausſchuß zu richten ſel“. 

Die Gemeinde St. P vermochte ſich mit dieſer Anſchauung 
nicht zu befreunden und wendete ſich an den Landesautzſchnß, welcher 
nach vorläufigen Erhebungen auch die Competenz der autonomen 


Berufungsorgane ablehnte und die Sache an die Statthalterei leitete, 


„weil die Verfügung des Gemeindevorſteherg nicht auf einem Ges 
meindebeſchluſſe beruhte und der Recurs daher weder nach § 93 der 
Bauordnung, noch nach $ 92 der Gemeindeordnung zum Wirkungs⸗ 
kreiſe des Landetzaugſchuſſes, ſondern nach $ 97 der Gemeindeordnung“) 
in jenen der Bezirkshauptmannſchaft falle“. 

Die Statthalterei trat jedoch der Anſicht der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft bei, „weil die Beſchwerde des D. ein ſchon vor der Ab 
haltung der Localcommiſſion anläßlich ſeines Hausbanes beſtandenes 
Object betrifft und die Verfügung des Bürgermeiſters nur ans ſani⸗ 

polizeilichen Rückſichten erfloſſen iſt, wornach der Recurtz nach 


t 
$ 39 des Gemeindegeſeßes an den Gemeindeausſchuß zu verweilen jei“, 
In Folge dieſer nenerlichen Competenzablehnung richtete der 
Laudesausſchuß eine Note an das Miniſterium des Innern, worin er 
die ſchon im Verlaufe der Verhandlung ausgeſprochene Anſicht ver⸗ 
trat, daß die politiſchen Behörden zur Entſcheidung beryſen ſeien, 
weil die Recurrentin in ihrem Recurſe behaupte, daß die Uebelſtände 
an ihrer Senkgrube durch den vorſchriftswidrig ausgeführten Bau des 
D.ſchen Hanſeß Nr. 184 entſtanden ſeien. Nachdem nun über dieſen 
Bau nach den Beſtimmungen der Bauordnung von der Gemeinde 
und von den polftiſchen Behörden entſchieden worden iſt, fo hätte. 
falls die Behauptung der Recurrentin ſich conſtatirt hätte, nach § 94 
der Bauordnung“) die Competenz der polſtiſchen Behörden gar nicht 
abgelehnt werden können. Die Entſcheidung des Recurſes falle aber 
auch nach § 97 der Gemeindeordnung den politiſchen Behörden zu. 
Wäre derſelbe an den Gemeindeausſchuß gerichtet, dann hätte dieſer 
allerdings nach § 39 der Gemeindeordnung“) das Recht, zu ent⸗ 
ſcheden. Er könne aber nicht Recurſe an fein Forum ziehen, die im 
Sinne des $ 97 der Gemeindeordnung eingebracht worden find. 

Hierüber hat nun das Miniſterium des Innern unterm 30. April 
1870, 3. 5026, erkannt, daß es in Conformität mit früheren, in 
ahnlichen Fällen bereits erfloſſenen Entſcheidungen der Anſchauung des 
Landesausſchufſes beipflichte, woruach zur Entſcheidung über die frag: 
liche Beschwerde die polifffche Behörde, alſo zunächſt die k. k. Bezirke⸗ 
hauptinannſchaft berufen iſt !). 

897 der n. ö. Gemeindeerbnung vom 51. März 1864 entfpricht Art. XVI 
Alin, 2 des Geſetzes nom 5. März 1862. 

5) 8 94 ber u. 5. Banordnung vom 28 März 1866 beſtimmt: „Ueber Be⸗ 
ſchwerden gegen die Verfügung des Gemeindevorſtehers, durch welche dieſe Bauord⸗ 
. ober fehlerhaft angewendet wurde, entscheidet die pofitifche Bezirke. 
behörde“ ꝛc. 


8.89 der n ä, Gemeindeordnung ſpricht vom Ueberwachunggrechte het 
Geemeindecueſchuſſed, „derselbe kann Verfügungen bes Genreinbeuszftehers afanbern 
ober aufheben 

J) Festzuhalten ift bei biefer Entſcheidung, daß die Frage ob es ih in dieſem 
Folle um eine Angelegenheit der Sanilätspolizei ober um Aunendung der Bau. 
orbnung handle, nicht entichieben worden ſſt, da die Compeſenz ber polilijchen Be. 
hörde ſchun aud der Tendenz des Recurſes folgt. Bem. d. Reb. 


| 
2 
2 


Notizen. 


(Ausſchetdung des Meßnereinkommeu 3) Ueber diefe Frage verſucht 
Dr. Ed. Hermann im Kärnten'ſchen Schulslatte (Rr. 4 de 1871) eine Erorterung. 
Nach $ 41 des Geſeßes zur Erhaltung der Öffentlichen Bolksſchulen in Kürnten vont 
17. Sinner 1870, L. G. B. Mr. 12, iſt das Megnereinfomnien dem Säulehrer zu⸗ 
zuwenden und ſoll ein befonberes Geſeh die Modalitäten beſtinmmen, nach pelchen ber 
zur Entlohnung für den eigentlichen Meßnerdienſt unumgänglich nothwendige Theil 
aus dem ölsherigen Meßnereinkommien auszufcheiben und der Kirchengemeinde zu Der 
ſaſſen ſet. Oos beſondere Gefep, ſagt Hermonn, babe iich anf jene Dieynereien zu Gezichen, 
mit welchen Schuldlenſte verbunden waren oder „gesetzlich zu verbinden geweſen wären“ 
(ale J. Ueber den. modus ber Ausſcheidung äußert ſich Hermaun fo: „Der Umfang 
des Maehuerbienftes ift durch bie Definition (definitio ext porloulosa) des Mepner: 
bienftes und der Baubifächfichften Dhftegenheiten beifelben zu geben. ‚hieraus teſultirt, 
welche mt einer Mepneret verbundene Einnahmen nicht als Entlohnung bei eigen: 
lichen Mefnechienftra (was iſt um eigentlicher Meßnerdienft ) zu gelten haben und 
daher auch weber für die Schulen herangezogen, noch auch in dae fite den Meßterdlenſt 
unumgänglich nothwendig Einfonimnen einzuredhnen And. Waren mil einer Mepnerei 
einzelne nicht zu den hauptfächfichen Obliezenbelten derselben les wäre konelfch, die 
neben ſchlichen Obliegeuhelten den Mefners zu erfahren!) gehörige Dienfte ver⸗ 
bunden, welche fepantet (5) oder zu gering entlehut wurden, fo find biefe Dienfte auch 
all künflig mit dene Mefmerbienfte verbunden zu betrachten. Außer dieſen eben 
erwähnten Einnahmen ſollen dem Mehner nicht eulzagen werben können; „Die auf die 
Mefnerei lautenden Stiftungöbezüge (wie wollte das anch de jure geſchehen konnen), 
der bem Mefner ald Gehalt gegebene Beituag und die Entlohnung für einzelne Ber- 
richtungen“ (wirklich nicht . Dem Dr. Hermann müſſen am Schluſſe feiner Arbeit 
über die rechlliche Zuläſſigleit des geſchülderten geſehlichen Vorgangs Zweifel oufge 
legen fein, denn ev fantı „Wenn eine Kirdjengemeinde fich durch eine Enticheibun g 
ber lezten Ouichflihrungzinſtanz in Ihren Rechten benachteiligt hall, 3. B. meint, 
raß der fin den Mepnerbienft ausgeſchledene Cutlohunngebetrag z 9 bemeſſen 
wurde, fo steht ihr frei, Abhllfe dagegen in ordentlichen Rechtswege zu ſuchen.“ Alſo 
Dr, Hermann wälgt die Klagelaft der Kirchengemeinde zu. 


(Berufungen) Ueber rechtzeltig augemeldete, wenn auch nicht „ausge. 
führte" Bernfungen iſt meritoulic zu eutſcheiden; denn nach den $$ 203, 204, 
302, 416 ber auch für das polltiſche Verfahren in subsicium maßgebenden Straf. 
proceßorduung, ſo wie nach den volitiſchen Borfehriften geniigt die „Anmeldung“ der 
Berufung zur Vorlage der Strafacten an die höhere Juſtanz und die „Aueführung“ 
der Bernfuug ift wohl ein Mech, wicht aber eine Pflicht bed Recurrenten 
(Elaaß des Miniſterlumg des Innern vom 7. Sepkeuher 186 14.610.) 


Verordnungen. 


Erlaß bes k. J. Mintſteriunts für Landes vertheibigung vom 21. April 1871, 
Z. 4882, betreffend Directiven bezüglich des Anſpruchs der Oberrealſchit ler auf 
die Behilnſtigung des einjährigen Freiwilligen⸗Dienſtes. 


Es werben aus Anlaß der zum Theile ſchon durchgeführten, zum Theile aber 
noch in der Durchführung begriffenen Umwandlung der ſechsclofſigen Oberrealſchulen 
in fleßenclaffige in den im Reichkruthe vertretenen Mönigeeuchen und Ländern von der 
Minfflerialinftanz nach gepflogener Räfkiprache mit denn k. J. Mintſtertum fire Cultus 
und Unfericht für die Periode ded Ueberganges bezüglich des Anſpruchs der Ober⸗ 
realſchller aut die Begüuftigung des einjährigen Freiwichigen⸗Olenſtes nachſtehende 
Direetiven olg maßgebend erklärt: 

1. In Niederösterreich, Oberösterreich, Salzburg, Mähren, Schleſten, Buco- 
wing, Tirol mb Borarfberg, Sleiernork, Kärnten, Görz und Dalmatien beſtehen 
bereit fiebenclaffige, in den andern Ländern noch fecheelaffige Oberrealſchulen 

2. Die fiehenelafigen nolftinbigen Oberreaffehuten beſtehen aus vier Unter. 
und drei Oberrecleluſſen, — die ſechselaſſtgen dagegen aus je drei Unter, und drei 
Dberrealelaffen. 

3. Jene Realſchſler, welche die unbediugle Aufnahme zum einjährigen Frei 
wolligen⸗Dienſte anstreben, müſſen den Nachweis liefern, daß ſie die Operrealſchule — 
fet dieſe nun sechs. oder ſiebenelaſſig — voltftänbig aßſolvirt haben. 

Erfolgte die Abſolvirung der Realſchulſtudten an einer ſiebenclaſſigen Ober 
weolſchule woch zur Jett, als bieje ans mu ſechs Giaffen beitanb, jo tft bad Zeugniß 


über die abſolvirte 6 Claffe ols Ruchweis der wiſſenſchaftlichen Befohigung zun ein. 


füheigen Freiwilligen Dienſte giltig. 
4. Zu dent Anſpruche auf die bedingte Inſicherung der mit dem einjährigen 
Frewiligen-Dienfte verbundenen Begünſtigungen im Sine der Beſtimmungen des 


8 125 der Amftzuetion zu Auefichrung ber Mehrgefehe find an ſechsclaſtgen Ober. 


realſchulen die Schüler der ö. und 6. Glaſſe, — an fiebencloffigen die Schüler der 6. 
und 7. Claſſe berechtiget. 

5. Bezüglich jener im $ 126 der Inſtructlon zur Ausführung der Wehr⸗ 
geſche namentlich aufgeführten Anftalten , deren Schülern die Berechtigung zu dem 
Anſpruche auf die Begtenjtigng des einjährigen Freiwilligen «Dienftes uur unter der 
Bedingung eingeräumt Mt, daß ſie vor ihrer Aufnahme in dieſe Anſtalien entweder 
das Uunlergyntnaſlum oder bie Unterkealſchulle abſolvirt haben miüſſeu, — wird 
bemerkt, daß Realichlter, welche an itesenefafilgen Oberrealſchulen ſindirt haben, die 
Abjolotrung von vier Unterrenlelaſſen, dagegen Schüler an ſechsclaſſigen Oberreal⸗ 
ſchulen: von drei Unterrealelaſſen nachzuweifen haben. 

Bei den fiebenclaſſigen Oberrealſchulen, befiehuugewolſe den vierclaffigen 
unterrealſchuſen wird jedoch herber auf den Zeitpunkt ihrer Umwandhung in folche 
gehörige Rücicht genommen werden. 


Berfonalien. 


Seine Dafeftär haben den Landeßprſidenten im Herzogthume Krain Sig 
mund Freiherrn Conrad v. Eibenſeld zum Statthalter im Erzberzogthume 
Oeſterreich ob der Enns und den Fandeshauptmaan in Krain Dr. Carl Wurzbach 
v auge nber g zum Sanbespräftbentei in Krain ernannt. 

Seine Diajeftät haben den Sertſonsralhe im gebleiuſamen Ministerium des 
Uenferen Zohann v. Haßlinger-Haſſingen eine dortige fyſtelülſirle Hof. und 
Minſſterialrathsſtelle und dem Hof- und Miniſterkalfecretär Carl Hacker den Titel 
und Charakter eine: tionsratbeg tarfret verllebe 

Seine Maſeſtäh haben dent Hof, und Miniſterialſeeretr lun gemeinjaneu Mi. 
gifterium den Neußeren Joseph Pol z cine daſelbſt erledigte yſtemniſirte Seckiongralhe⸗ 
jtele verliehen 

Seine Diojeftät haben dem erften Guftos der k k. Hofbibllothek, Regierungg⸗ 
roth Dr, Ernst B fk den Fitel und Charakter einea Hoftathes, und dem zweiten 
Guſtog bafelbit De, Theodor Ritter v. Karajan den Titel und Charakter eines Re. 
giernngerathes verliehen. 

Seine Majeſtat haben deut qufeheirten galizſſchen Oberingenleur Franz 
Potoenit anläßlich der Penſionlrung desſelben tarfrei den Titel und Rang eines 
Bourathes verllehen. 

Der Meinifler des Innern hat den Bauadfuneten Franz Erentler zun Ju. 
genieur für Schleſien ernannt 

Her Weiniſter Des Jauer hal den Banadluncten Hermann Rttichl zum 
Ingenieur für das Küſtenland ernannt. 

Der Finanguiniſter bat die Finanzeoneipiſten Vietor Wieſt und Joſeph 
Birnbach e z zu Minifterialenneipiften int Binanzminifteriuun ernannl. g 

Der e hat den Nanzletofficialen Anton Grohmann zum Hilfg. 


ämterdirectlong.Adfuncten Un Finanzumkniſtertum ernannt 

Der Minifter und Lefter des Alkerbanminkſterfums bat den I. k. Forſtmeſſter 
in Idrig Mathiag O berkircher zun Forſtluſpeckor bei der Skakthalterei für, 
Steiermark exnaunk. 


Erledigungen. 


Bezntshauptmannaſtelle I. l. im Werwalhmgägehlete der u. b. Stakthalteret 
mit 2000 fl., eventuell 1800 fl. Gehalt Jährlich, oder eventuell Bezirkghauptmanns⸗ 
ſtelle I. Gi. mit 1600 fl. Jahresgehalt, bis Ende Mat. (Unıtsl, M. 190.) 

Jngonienrsſtelle fiir Niederöſterreſch mit 1000 fl. Jahresgehalt und Im Falle 
der Verwendung in Wien mit 200 fl. Onartiergelb) A auch zwei Bau⸗ 
abfunctenſtellen E und U. GL, mit 800 fl., reſp. 700 fl. und je 150 fl. Ouartiergeld 
für Wien, big 10. Juni, (Amtsbl. Nr. 120.) 

Proviſoriſche zweite Bergmeiflersſtelle in Joachimsthal mit 800 fl Gehalt 
beit, He oder Omgrtiergeib, gegen Caullon, bis 10. Zuni. (Amlebl. 
Nr. 121 

Banabfunetenftelle J. El. fün Kfunten mit 800 fl. eventuell eine ſolche I. Gl. 
mit 700 fl. und eiue Baupraktſeagtenſtelle nut 400 fl. Abfutnm jährlich, big Eude 
Mai. (Antabl, Nr. 124.) 

awei Prakticantenftellen bein Hauptpunzirungsauue ln Wien mit 1 fl 25 kr. 
Taglohn, (Amtabl Nr. 124.) 

Reſerentenſtelle ber ber k k. Grundſteuer⸗ Bezirks -Schäpungdeommilffien; in 
Be in Schleſten mit 3 fl. Taggeld oder Zulage, big 28. Diai, (Amteblaft 

u. 126. 

Hilfsamterbireckoräſtelſe hei der mühtiſchen Finanzlondesblrectlon mit 1200 fl. 
Jahresgehalt, bia 12 Jun (Amtsbl Nr. 126.) 

Hilfzänerdirertoräftelle Gei der fteierifchen Finanztandesdfrectlon mit 900 fl. 
9 12 und Vorrückungsrecht in die 1000 fl., big Ende Mai. Amtsblatt 

. 126 

Gedineteraftelle bei der k. k. Direction der Gitter des Bucowinaer gr,rorient, 
Retigfongfonba fu Ezernowiß mit 1000 fl. Jahresgehalt; Naturalquartier oder 15 
Percent Quartiergeld, Holzdeputat, bis Eude Mal. Tameaht. Nr. 126.) 

Proviſoriſche Statthalterei + Concepkeadiunctenſtelle in Niederöſterreich mit 
400 fl. Gehalt, bis 29. Mai (Amtsbl. Nr. 127) 

Bauralhoſtelle für Böhmen mit 2000 fü Gehalt jährlich, bin Ende Mai 
(Amtabl Nr. 128) 

Provſſoriſche Banadinnekenſtelle in Steiermark mit 700 fl. Jahresgehalt, Bis 
1. Juni. (Amtabl. Nr. 128.) 

Seicheubeithauarztenaftefle I. Gl mit 600 f. Jahresgehalt und 126 fl. Our 
tiergelb, bis g. Juni (Amtsbl. Nr. 128) 


Oruck der k. Wiener Zeftung. 


Fur den Druck verantwortlich, S. Piſtorl. 


